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Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am
9. Dezember 1981 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 12. Mai 1981

wird aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Schleswig-Holsteinische Landessozial-

gericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

I

Die Beigeladenen zu 1) bis 4) sind teilzeitbeschäftigte Arbeit—
nehmerinnen der Klägerin. Die Beteiligten streiten darüber, ob

das den Beigeladenen gezahlte Weinachtsgeld als Teil des Jahres-
arbeitsverdienstes zu berücksichtigen ist; im Falle der Hinzu-

rechnung würde das Arbeitseinkommen der Beigeladenen die Gering-

fügigkeitsgrenze überschreiten. Die Beklagte hat das angenommen

und deshalb mit Bescheid vom 16. April 1980 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 25. September 1980 die Versicherungs-

pflicht der Beigeladenen zur Renten— und Krankenversicherung

festgestellt. Zugleich hat sie von der Klägerin die Machent-

richtung von Beiträgen in Gesamthöhe von 7.787,15 DM gefordert.

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) Itzehoe die vorge-
nannten Bescheide durch Urteil vom 12. Mai 1981 mit der Begrün-

dung aufgehoben, das Weihnachtsgeld sei nicht anteilig auf das

monatliche Arbeitsentgelt der Beigeladenen umzurechnen und des—

halb nicht als regelmäßiges Entgelt zu berücksichtigen.

Gegen dieses ihr am 22. Juni 1981 zugestellte Urteil richtet

sich die - vom SG zugelassene - Sprungrevision der Beklagten.

Sie rügt in erster Linie die Verletzung formellen Rechts, weil

das SG die notwendige Beiladung des zuständigen Trägers der

Rentenversicherung und der Bundesanstalt für Arbeit (BA) unter-
lassen habe. Auch in der Sache selbst entspreche das angefoch-

tene Urteil nicht der Sach— und Rechtslage.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom
12. Mai 1981 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin und die Beigeladenen zu 1) bis 4) sind nicht

durch einen beim Bundessozialgericht (BSG) zugelassenen

Prozeßbevollmächtigten vertreten. '
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Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 124 Abs 2
des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II

Ede Revision der Beklagten führt zur Aufhebung des angefoch-
tenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits, wobei
der Senat von der ihm in 5 170 Abs 4 Satz 1 SGG eröffneten Mög-
lichkeit der Zurückverweisung an das Schleswig—Holsteinische
Landessozialgericht Gebrauch gemacht hat, das für die Berufung

zuständig gewesen wäre.

Der Senat kann in der Sache selbst nicht entscheiden, weil das
Verfahren vor dem SG an einem im Revisionsverfahren fortwirken-
den prozessualen Mangel leidet, der in der Revisionsinstanz

nicht behoben werden kann.

Das SG hat nicht beachtet, daß die Entscheidung darüber, ob die
Beigeladenen der Versicherungspflicht unterliegen oder nach

55 168, 1228 Abs 1 Nr & der Reichsversicherungsordnung -RVO-
(= 5 4 Abs 1 Nr 5 des Angestelltenversicherungsgesetzes), @ 169

Nr 1 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) iVm 5 168 RVO oder
@169 Nr 6 AFGwegen geringfügiger bzw kurzfristiger Beschäfti-
gung versicherungsfrei sind, ein Rechtsverhältnis betrifft, an
dem nicht nur die Klägerin, die Beklagte und die Beigeladenen,

sondern auch die Versicherungsträger, an die die streitigen

Beiträge abzuführen sein würden, derart beteiligt sind, daß

auch ihnen gegenüber nur einheitlich entschieden werden kann.

Der erkennende Senat hat in Fortführung der Rechtsprechung des

3. Senats (BSGE 15, 118, 125) in ständiger Rechtsprechung ent-
schieden, daß in Fällen dieser Art die zuständigen Rent31ver—

sicherungsträger nnd die Bundesanstalt für Arbeit notwendig

beizuladen sind ($ 75 Abs 2 SGG). An dieser Rechtsprechung hält

der erkennende Senat auch für den zur Entscheidung stehenden

Fall fest.

_14._
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Die Unterlassung einer notwendigen Beiladung ist ein im

Revisionsverfahren von Amts wegen zu beachtender und zur Zu-

rückverweisung zwingender Verfahrensmangel (erkennender Senat

in ständiger Rechtsprechung — vgl Urteil vom 30. Januar 1980

— 12 RK 58/78 — SozR 1500 5 75 Nr 29 mwN). Der Senat hat des-
halb in der Sache nicht entscheiden können. Er weist die Be-

teiligten aber vorsorglich darauf hin, daß“in den Urteilen

vom 9. Juli 1980 — 12 RK 44/79 _ (SozR 2200 @160 Nr 9), vom
25. September1980 -12 RK 51/79 —(USK80225) und vom28.0k-
tober 1981 — 12 RK 25/80 - zur Frage der zeitlichen Zuord—
nung bzw Verteilung von wiederkehrenden Sonderzahlungen

Stellung genommen hat.

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten.
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